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Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

UWG § 1; BGB § 276 Cd

Ein Fuhrunternehmer, dem durch Vertrag mit seinem Auftrag­
geber untersagt ist, in dessen Kundenkreis einzudringen, 
hat dafür einzustehen, wenn er keine ausreichenden Vorkeh­
rungen trifft, daß dies nicht durch den Mitgesellschafter 
einer von ihm gegründeten BGB-Gesellschaft im Namen der 
Gesellschaft - sei es auch für eigene Rechnung des Mitge- 
sellschafters - geschieht.
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traße 78,

Klägers und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof.

gegen

den Spediteur Klaus

Beklagten und Revisionsbeklagten,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 3. Februar 1978 durch die 
Vorsitzende Richterin Dr. Krüger-Nieland und die Richter 
Dr. Merkel, Dr, Schönberg, Dr. Frhr. v. Gamm und 
Schwerdtfeger

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das 
Urteil des 2, Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Düsseldorf vom 14. Oktober 1976 
aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die 
Kosten des Revisionsverfahrens, an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der Kläger ist ein in Frankfurt (Main) ansässiger 
Spediteur. Er unterhält in Langenfeld ein "Lager" und 
hat in dessen Umgebung eine Reihe von Speditionskunden 
geworben, für die er ständig tätig wird. Zur Bedienung 
dieser Kunden - im Raum Solingen - sollte in seinem Auf­
trag der Beklagte tätig werden. Dazu wurde am 14. Novem­
ber 1973 ein Vertrag geschlossen, nach dessen Inhalt 
der Beklagte "mit einem 1,3 to Lkw für den Raum Solingen 
fest ab 1. Dezember 1973 angemietet" wurde ("Durchschnitts-
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kilometer 250 täglich”), wofür ihm eine monatliche feste 
Vergütung zugesagt wurde. Den Lkw mietete der Beklagte 
nach diesem Vertrag gegen ein monatliches Entgelt vom 
Kläger. Ferner hieß es bezüglich des Beklagten: ”Er 
verpflichtet sich, sämtliche Kunden der Firma (Klägerin) 
innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren nach Auflö­
sung dieses Vertrages nicht mit Spediteurleistungen zu 
bedienen”. Der Kläger sah in dem Vertragsblankett für 
diesen Vertrag folgende weitere Bestimmung vor:

"Sollte (ergänze: der Vertragspartner der Firma 
sich an einem Unternehmen gleicher Art 

beteiligen oder als Beteiligter eines solchen 
Unternehmens tätig werden, so ist dieses Kon­
kurrenzverbot gleichermaßen anzuwenden, andern­
falls (er) sich einer Konventionalstrafe in 
Höhe von 10.000,—  DM unterwirft.”

jr

Diese zusätzliche Bestimmung war auf Verlangen des Beklag­
ten vor Unterzeichnung des Vertrages gestrichen worden.

Bald danach, mit Datum vom 9. Februar 1974 schlossen 
die Parteien eine weitere als Vertrag bezeichnete Verein­
barung, nachdem der Beklagte inzwischen selbst einen Lkw 
erworben hatte. Danach wurde der nunmehr im Vertrag als 
"Unternehmer” bezeichnete Beklagte "mit einem 4 to Lkw 
angemietet” und erhielt eine höhere Vergütung. Die oben 
genannte Konkurrenzklausel enthielt dieser Vertrag nicht, 
dafür die Abrede, der Beklagte sei verpflichtet, alles 
zu unterlassen, was eine Schädigung der Spedition zur Folge 
habe.

Am gleichen Tage schloß der Kläger einen inhalts­
gleichen Vertrag mit dem Fuhrunternehmer W^|0, einem
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Bekannten des Beklagten, mit dem der Kläger vorher noch 
nicht in einem Vertragsverhältnis gestanden hatte. Im An­
schluß an den Abschluß dieser Verträge schlossen der Be­
klagte und sich unter der Firmierung
Spedition” zu einer Gesellschaft zusammen. Ob der Kläger 
davon Kenntnis hatte, ist zwischen den Parteien streitig.

Der Vertrag zwischen dem Kläger und W ^ P  wurde wegen 
Streitigkeiten über Tariffragen mit Wirkung zum 11. Okto­
ber 1974 gekündigt. Einige Monate später, am 9. Januar 1975, 
kündigte der Kläger auch den mit dem Beklagten abgeschlos­
senen Vertrag, und zwar fristlos. Bereits vor dem letztge­
nannten Zeitpunkt, als der Beklagte noch beim Kläger unter 
Vertrag stand, fuhr W ^ ^  einige zum Kundenkreis des Klägers 
gehörende Firmen an und führte für diese unter der Firmierung 
"B^0l & «  Spedition” Frachtaufträge aus. Nach der Kün­
digung seines eigenen Vertrages durch den Kläger beteiligte 
sich auch der Beklagte in einem im einzelnen streitigen Um­
fang an der Ausführung von Speditions- bzw. Frachtleistun- 
gen für frühere Kunden des Klägers.

Der Kläger hat geltend gemacht, dem Beklagten sei die 
Abwerbung von Kunden des Klägers sowohl nach den zwischen 
den Parteien getroffenen Vereinbarungen als auch nach wett­
bewerbsrechtlichen Vorschriften untersagt. Das im ersten 
Vertrag vom 14. November 1973 enthaltene Wettbewerbsverbot 
sei durch den Vertrag vom 9« Februar 1974 nicht aufgehoben 
worden, da dieser den ersten Vertrag nur ergänzt habe. Die 
Abwerbung sei aufgrund der vom Beklagten während der Ver­
tragszeit erworbenen Kenntnisse und Erfahrungen über den 
Kundenkreis des Klägers erfolgt. Da der Beklagte sich mit 
W40» gesellschaftsrechtlich verbunden habe, müsse er 
sich für die Zeit seiner eigenen vertraglichen Bindung an
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den Kläger auch das Verhalten seines Mitgesellschafters zu­
rechnen lassen; es sei daher unerheblich, ob der Beklagte 
selbst oder W 0 0 }  sich an die Kunden des Klägers gewandt 
habe. Weber habe auch zu jener Zeit keine eigene Konzession 
gehabt, habe vielmehr die des Beklagten ausgenutzt.

Der Kläger hat vor dem Landgericht beantragt, den Be­
klagten unter Androhung von Ordnungsmitteln zur Unterlassung 
des Tätigwerdens als Spediteur (im eigenen Namen und als 
Gesellschafter einer Speditionsfirma) für bestimmte, im 
einzelnen bezeichnete Speditionskunden zu verurteilen und 
hinsichtlich dieser Kunden über die durchgeführten Spedi­
tionsleistungen und die daraus erzielten Einkünfte Rech­
nung zu legen. Im Wege der Stufenklage hat der Kläger außer­
dem Schadensersatz gefordert.

Der Beklagte hat demgegenüber ausgeführt, die Wett­
bewerbsklausel aus dem Vertrag vom 14. November 1974 sei 
durch den Abschluß des neuen Vertrages vom 9. Februar 1974 
gegenstandslos geworden. Sie sei gerade deswegen nicht mehr 
in den neuen Vertrag aufgenommen worden, weil er - der 
Beklagte - bei den Verhandlungen den Kläger ausdrücklich 
darauf hingewiesen habe, daß die zweijährige Kundenschutz­
klausel für ihn unannehmbar sei. Auch aus wettbewerbsrecht­
lichen Gründen könne ihm nicht verwehrt werden, sich nach 
Beendigung des Vertrages mit dem Kläger werbend auch an 
dessen Kunden zu wenden. Vor Beendigung des Vertrages habe 
er sich strikt daran gehalten, und sei nicht an die Kunden 
des Klägers herangetreten. Für das Verhalten W^BHi habe 
er nicht einzustehen, zumal dieser im Verhältnis zum Klä­
ger nicht gehindert gewesen sei, sich nach dem 11. Okto­
ber 1974 an dessen Kunden zu wenden. Weber habe dabei aus­
schließlich für eigene Rechnung gehandelt und habe nur 
solche Frachtaufträge von Kunden des Klägers durchgeführt,
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deren Übernahme der Kläger abgelehnt habe. Er selbst habe 
keine Kenntnisse über den Kundenkreis des Klägers 

vermittelt. Er habe sich nicht darum gekümmert, welche 
Fuhraufträge Weber während der Zeit, in der er selbst noch 
für den Kläger gefahren sei, im einzelnen ausgeführt habe 
und sei auch von W ^ | ^  hierüber nicht unterrichtet worden.

Der Kläger bestreitet, daß Weber für eigene Rechnung 
gefahren sei und der Beklagte nicht gewußt habe, daß W ^ ^  
auch für Kunden des Klägers gefahren sei.

Das Landgericht hat durch Teilurteil dem Unterlas- 
sungs- und Rechnungslegungsanspruch insoweit stattgegeben, 
als dieser sich auf die Firmen G #  Sylvania GmbH,
Robert W ^ ^ ^  oHG und Ina bezogen, hinsicht­
lich des Unterlassungsantrages allerdings nur beschränkt 
auf die Dauer von zwei Jahren nach Rechtskraft des Urteils; 
im übrigen hat das Landgericht die Klage zu Ziffer 1 und 2 
abgewiesen und sich die weiteren Entscheidungen Vorbehal­
ten.

Dagegen hat der Beklagte Berufung eingelegt und völ­
lige Abweisung der Klage beantragt. Das Berufungsgericht 
hat die Klage - auch hinsichtlich des vom Landgericht nicht 
behandelten Schadensersatzanspruchs - abgewiesen. Dagegen 
richtet sich die Revision des Klägers, mit der dieser die 
Wiederherstellung des Urteils des Landgerichts erstrebt.
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Entscheidungsgründe

I. Das Berufungsgericht führt aus - darin überein­
stimmend mit dem Landgericht -, der Beklagte sei durch die 
Konkurrenzklausel im Vertrag vom 14. November 1973 nicht 
gehindert gewesen, in der Zeit nach Beendigung seines Ver­
tragsverhältnisses mit dem Kläger für dessen Kunden tätig 
zu werden. Diese Klausel sei in den späteren Vertrag vom 
9. Februar 1974 nicht übernommen worden. Diese Ausführun­
gen greift die Revision nicht an, sie sind auch aus Rechts­
gründen nicht zu beanstanden. Da es auch unter dem Gesichts­
punkt des § 1 UWG nicht unzulässig sei, so führt das Beru­
fungsgericht weiter aus, wenn zwei frühere Vertragspartner 
sich nach Beendigung des Vertragsverhältnisses Konkurrenz 
machten, könnten die geltend gemachten Ansprüche nur dann 
begründet sein, wenn der Beklagte bereits vor Beendigung 
des Vertragsverhältnisses mit dem Kläger in wettbewerbs- 
und/oder vertragswidriger Weise in den Kundenkreis des Klä­
gers eingedrungen wäre. Dies sei jedoch nicht der Fall, da 
der Beklagte sich nicht unmittelbar selbst im eigenen Namen 
und für eigene Rechnung an die Kunden des Klägers gewandt, 
zumindest der Kläger dies nicht konkret behauptet und unter 
Beweis gestellt habe. Dadurch aber, daß der Beklagte sich 
vor Beendigung seines eigenen Vertragsverhältnisses mit 
dem Kläger zu einer Gesellschaft mit verbunden habe
und es geduldet habe, daß seinerseits unter dem Namen
der Gesellschaft dem Kläger Konkurrenz gemacht habe, habe 
er sich nicht rechtswidrig verhalten. Dem Beklagten sei es 
auch schon während des Vertragsverhältnisses mit dem Klä­
ger nicht ohne weiteres und uneingeschränkt verboten ge­
wesen, mit diesem zu konkurrieren. Ein Subunternehmer sei 
ein in der gleichen Branche tätiger selbständiger Unter­
nehmer, der von vornherein ein natürlicher Konkurrent seines
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Auftraggebers sei. Der Auftraggeber müsse sich daher grund­
sätzlich auf ein solches Konkurrenzverhältnis einstellen und 
es akzeptieren oder sich durch entsprechende vertragliche 
Vereinbarungen absichern. Andererseits werde der Subunter­
nehmer unter Beachtung der Grundsätze von Treu und Glauben 
während des Bestehens der Vertragsbeziehungen jedoch grund­
sätzlich einen solchen Wettbewerb nicht betreiben dürfen, 
der wesentlich auf der Ausnutzung solcher Kenntnisse und 
Kontaktmöglichkeiten basiere, die ihm erst durch das Ver­
tragsverhältnis und das auf seine Fairneß vertrauende Ver­
halten des Auftraggebers eröffnet würden. Ein solcher Fall 
sei aber hier nicht gegeben, denn es sei weder konkret be­
hauptet worden noch ohne weiteres zu vermuten, daß der Be­
klagte den Wettbewerb W ^ f ^  durch Weitergabe wesentlicher 
Informationen oder durch Ausnutzung seiner persönlichen 
Beziehungen zu den Kunden tatkräftig unterstützt hätte.
Die bloße Beteiligung an einer Gesellschaft mit W^^fe ohne 
Einflußnahme auf dessen an die Kunden des Klägers gerich­
tete Aktivitäten beinhalte aber noch keine Ausnutzung der 
durch das Vertragsverhältnis mit dem Kläger gegebenen be­
sonderen Informations- und Kontaktmöglichkeiten und könne 
daher auch noch nicht als Verstoß gegen Treu und Glauben 
und damit als Vertrags- oder wettbewerbswidrig angesehen 
werden.

II. Die dagegen gerichtete Revision hat Erfolg.

1. Zu Unrecht rügt die Revision allerdings unter 
Hinweis auf § 286 ZPO, das Berufungsgericht hätte der 
mit Beweisangebot versehenen Behauptung des Klägers nach­
gehen müssen, der Beklagte habe auch selbst vertrags­
widrig Kunden des Klägers abgeworben. Die gegenteilige 
Feststellung des Berufungsgerichts, der Beklagte habe sich
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während des Bestehens des Vertrages nicht selbst unmittel­
bar im eigenen Namen und für eigene Rechnung an die Kunden 
des Klägers gewandt, ist ohne Verstoß gegen die Prozeßord­
nung getroffen worden. Denn der Vortrag des Klägers war zu 
diesem Punkt nicht hinreichend substantiiert und nötigte 
deshalb auch nicht zur Vernehmung des Zeugen R^|0. Nachdem 
der Beklagte lediglich eingeräumt hatte, daß W ^ | P  unter 
der gemeinsamen Firma NB ^ H  & die im Urteilstenor
des Landgerichts genannten Firmen angefahren hatte und nach­
dem weitere Indizien nicht gegen diese Behauptung sprachen, 
hätte der Kläger näher darlegen müssen, daß auch der Be­
klagte selbst in dieser Weise tätig geworden war. Die Be­
rufung auf die Lebenserfahrung konnte den Kläger von dieser 
Darlegungslast nicht entbinden, weil nach den tatsächlichen 
Verhältnissen ein solcher Verlauf, nachdem sich die Kündi­
gung zunächst lediglich gegen gerichtet hatte, durch­
aus möglich war. Auch daß die Konzession - nach der Behaup­
tung des Klägers - allein beim Beklagten, nicht aber bei

lag» spricht nicht unbedingt gegen einen solchen Ab­
lauf.

2. Jedoch kann der vom Berufungsgericht vertretenen 
Auffassung nicht beigepflichtet werden, der Beklagte habe 
für das Eindringen in den Kundenkreis des Klägers durch 
W^|fc während des zwischen den Parteien bestehenden Ver­
tragsverhältnisses nicht einzustehen, weil nicht substanti 
iert dargelegt worden sei, daß hierbei Kenntnisse
ausgenutzt habe, die der Beklagte durch seine Tätigkeit 
für den Kläger erlangt habe.

Diese rechtliche Beurteilung wird der unstreitigen 
Tatsache nicht gerecht, daß in seiner Eigenschaft
als Mitgesellschafter des Beklagten u n t e r  d e m
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N a m e n  d e r  G e s e l l s c h a f t  an die frag­
lichen Kunden des Klägers herangetreten ist. Hierbei kann 
dahinstehen, ob wie der Beklagte behauptet, die Auf­
träge dieser Kunden während der vertraglichen Bindung des 
Beklagten an den Kläger auf eigene Rechnung durchgeführt 
und der Gebrauch des Namens der Gesellschafter ohne Einfluß 
auf den Erfolg der Bemühung W 4 Ü B  u® Aufträge bei Kunden 
des Klägers geblieben ist. Denn da es dem Beklagten während 
seiner Vertragszeit mit dem Kläger untersagt war, in dessen 
Kundenkreis einzudringen, durfte er dies auch nicht über 
eine von ihm gegründete Gesellschaft bürgerlichen Rechts. 
Vielmehr hat der Beklagte es zu verantworten, wenn er nicht 
dafür gesorgt hat, daß es unterließ, im Namen der Ge­
sellschaft an Kunden des Klägers im fraglichen Bezirk heran­
zutreten.

Der Beklagte behauptet zwar, er habe nicht gewußt, daß 
Weber auch von Kunden des Klägers im Namen der BGB-Gesell­
schaft während seiner - des Beklagten - Vertragszeit mit dem 
Kläger Aufträge hereingeholt und auf eigene Rechnung durch­
geführt habe. Dies kann ihn aber nicht von einer Verantwor­
tung für das Verhalten freisteilen. Es wäre vielmehr
Pflicht des Beklagten gewesen, nachdem er das Gesellschafts­
verhältnis mit bereits während seiner vertraglichen
Bindung an den Kläger eingegangen war, durch ein entspre­
chendes ausdrückliches Verbot Vorsorge zu treffen, daß 
nicht während dieser Zeit im Namen der Gesellschaft an Kun­
den des Klägers werbend herantrat und laufend zu überwachen, 
ob dieses Verbot auch eingehalten wurde. Dieser Uberwa- 
chungs- und Kontrollpflicht ist der Beklagte nicht nachge­
kommen. Er hat sich vielmehr nach seiner eigenen Darstel­
lung überhaupt nicht darum gekümmert, welche Geschäfte 
unter Ausnutzung der dem Beklagten erteilten Konzession im
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Namen der Gesellschaft - sei es auch für eigene Rechnung - 
abgeschlossen hat. Bei dieser Sachlage muß sich der Be-

Das angefochtene Urteil war danach aufzuheben. Zu einer 
abschließenden Entscheidung ist das Revisionsgericht jedoch 
nicht in der Lage, weil die entscheidungserhebliche Frage 
noch nicht geklärt ist, ob die bestrittene Behauptung des

von Kunden des Klägers übernommen, deren Übernahme dieser 
abgelehnt habe, teils weil sie unrentabel gewesen seien, 
teils weil der Kläger bestimmte Gebiete nicht bedient habe 
(GA 120). Erweist sich diese unter Beweis gestellte Behaup­
tung - unter näherer Substantiierung - als zutreffend, so 
stünde dies den geltend gemachten Klageansprüchen entgegen.

Die Sache war daher zur weiteren Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten des Revisionsverfahrens, an 
das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

klagte das Verhalten W zurechnen lassen

Beklagten zutrifft, W< habe nur solche Frachtaufträge

Schönberg
Schwerdtfeger

Krüger-Nieland
v. Gamm

Merkel
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